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Ist das Betreuungsgeld überflüssig?
Zur optimalen Höhe von Subventionen für Kinderbetreuung:

Volker Meier

Die Ausgestaltung der Subventionierung der Kinderbetreuung ist in der Öffentlichkeit sehr umstrit­

ten. Die Wahl zwischen elterlicher oder externer Betreuung ist aufgrund der Abgabenbelastung für 

Zweitverdiener, in der Regel arbeitende Mütter, verzerrt. Idealerweise neutralisieren die Subven­

tionen für externe Kinderbetreuung diese Abgabenbelastung. Ein Betreuungsgeld, das bei Nicht­

inanspruchnahme subventionierter Betreuung gezahlt wird, erscheint nur dann sinnvoll, wenn 

(a) die Subvention für externe Betreuung die von der Familie zusätzlich gezahlten Steuern über­

steigt oder (b) nur Standardvarianten externer Kinderbetreuung gefördert werden und damit die 

Wahl zwischen verschiedenen Betreuungsqualitäten verzerrt ist.

Um die öffentliche Debatte zur optimalen 
Ausgestaltung der Subventionen für Kin­
der im Kinderkrippenalter ist es nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts ru­
higer geworden. Dieses verwarf 2015 das 
bundeseinheitliche Betreuungsgeld mit 
der Begründung, dass dieses Ländersa­
che sei. Eine Stellungnahme zur Sinnhaf­
tigkeit des Betreuungsgelds erfolgte 
nicht. Das Betreuungsgeld wird allerdings 
in Bayern fortgeführt, wo analog zum vor­
her bundeseinheitlichen Betreuungsgeld 
für Kinder zwischen null und drei Jahren 
150 Euro monatlich gezahlt werden, so­
fern diese keine durch Subventionen ge­
förderte Kinderbetreuungseinrichtung be­
suchen. Die aktuelle Ausgestaltung setzt 
entgegen der Bezeichnung der Kritiker als 
»Herdprämie« keine Betreuung durch die 
Eltern voraus. Ähnliche Regelungen be­
stehen in den skandinavischen Ländern. 
Hinsichtlich der staatlichen Förderung der 
Kinderbetreuung ist das Muster recht un­
einheitlich. Soweit die Kinderkrippen ihre 
Preise differenzieren, scheint es üblich, 
von besser verdienenden Eltern höhere 
Preise zu fordern. Ferner sind Zahlungen 
für Kinderbetreuung regelmäßig steuer­
lich abzugsfähig. 

Die wissenschaftlichen Untersuchungen 
zum Betreuungsgeld stellen vor allem auf 
die Verhaltensänderungen der Eltern ab. 
Dabei zeigt sich erwartungsgemäß, dass 
der Bezug von Betreuungsgeld zu einer 
Verringerung der Erwerbstätigkeit von 
Zweitverdienern im Haushalt führt. Analog 
führt eine Erhöhung der Subventionierung 
der externen Kinderbetreuung zu einem 
erhöhten Arbeitsangebot von Müttern (vgl. 
Lefebvre und Merrigan 2008; Bauern­
schuster und Schlotter 2015). Wenig 
überraschend ist auch, dass das Betreu­
ungsgeld vor allem dann in Anspruch ge­
nommen wird, wenn die alternativ zu er­

zielenden Lohnsätze der Mütter niedrig 
sind. Sehr unsicher ist, ob die Geburten­
zahlen mit derartigen Politiken signifikant 
zu beeinflussen sind (vgl. Bick 2016; Bau­
ernschuster et al. 2016). Unklar bleibt vor 
allem aber auch, inwieweit diese Reaktio­
nen dem Kindeswohl nutzen oder scha­
den. Im Gegensatz zu der überwältigen­
den Evidenz für einen hohen Ertrag eines 
Kindergartenbesuchs im Vorschulalter 
(vgl. Cunha et al. 2006; Heckman et al. 
2010) ist es offen, inwieweit eine externe 
Betreuung für die kognitive und sonstige 
Entwicklung eines Kindes im Kinderkrip­
penalter nützlich ist. Angesichts der ein­
geschränkten Möglichkeiten der verbalen 
Kommunikation und der sehr individuellen 
Kombinationen aus Prägungen der Kinder 
und Talenten der Eltern wäre eine einheit­
liche Empfehlung hinsichtlich der Art der 
Betreuung auch sehr überraschend. Am 
ehesten zeigt sich eine gewisse Tendenz, 
nach der der Besuch der externen Kinder­
betreuung den Kindern aus benachteilig­
ten Familien im Hinblick auf die Entwick­
lung kognitiver Fähigkeiten hilft und Kin­
dern mit Eltern, die über höhere Bildungs­
abschlüsse verfügen, schadet (vgl. Baker 
et al. 2008; Gathmann und Saß 2012; 
Havnes und Mogstad 2015). Damit bleibt 
aber die Frage offen, welche Regelungen 
zur Subventionierung externer Kinderbe­
treuung und zur Ausgestaltung eines Be­
treuungsgeldes eigentlich sinnvoll sind. 
Sollte man auf ein Betreuungsgeld ver­
zichten, oder ist dies zur Wahrung der 
Neutralität der Entscheidung über die 
Form der Kinderbetreuung wichtig?

Verzerrung durch Lohnabgaben 
rechtfertigt Staatseingriff

Dieser Frage geht eine neue Studie von 
Glomm und Meier (2016) nach. Die Auto­
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ren versuchen, die Ausgestaltung optimale Kinderbetreu­
ungssubventionen zu ermitteln, wobei sowohl die Perspek­
tive der betroffenen Eltern als auch die Interessen der Steu­
erzahler berücksichtigt werden. Sie argumentieren, dass die 
Lohnsteuer und weitere Sozialabgaben die Wahl zwischen 
der häuslichen Betreuung durch die Eltern und der externen 
Betreuung verzerrt. Die Eltern bewerten die Möglichkeit, einer 
Erwerbsarbeit nachzugehen und das Kind extern betreuen 
zu lassen, mit dem Nettolohn. Letzterer liegt aber um einiges 
niedriger als der Beitrag zum Produktionswert. Da die elter­
liche Betreuung des Kindes nicht besteuert wird, ändern sich 
die Entscheidungen der Eltern zugunsten eines geringeren 
Arbeitsangebots und einer Ausweitung der elterlichen Be­
treuung des Kindes. Man beachte, dass die Betreuungsent­
scheidung der Eltern unverzerrt ist, wenn sie durch die Be­
treuung lediglich zusätzliche eigene Freizeit ermöglichen – 
wie etwa durch einen Babysitter. Da die Freizeit der Eltern 
nicht besteuert wird, gibt es dann auch keine Rechtfertigung 
für eine Subventionierung der externen Kinderbetreuung.

Optimale Subvention externer Betreuung 
neutralisiert Lohnsteuer

Das von Glomm und Meier (2016) vorgeschlagene Verfahren 
läuft darauf hinaus, für externe Kinderbetreuung eine Sub­
vention zu zahlen, die den Abgaben aus den zusätzlich er­
möglichten Arbeitsstunden des Zweitverdieners – meist der 
Mutter – entspricht. Damit verhält sich der Staat hinsichtlich 
der Betreuungsentscheidung der Familie wiederum neutral. 
Sofern die Subvention auf diesem Niveau gewählt wird, gibt 
es keine Rechtfertigung für ein zusätzliches Betreuungsgeld. 
Ferner wäre diese Subvention unabhängig von der gewähl­
ten Form der Betreuung zu zahlen – also gleichermaßen für 
Tagesmütter, Kinderkrippen oder Formen von Nachbar­
schaftshilfe. Dies bedeutet wiederum, dass der Subven­
tionssatz fällt, je teurer die gewählte Alternative ist. Insbe­
sondere erweist sich vor diesem Hintergrund die Abzugsfä­
higkeit von Kinderbetreuungsausgaben als zweifelhaft. Die­
ses führt nämlich zu einer Privilegierung teurerer Formen der 
Kinderbetreuung. Ferner ergibt sich, dass die optimale Kin­
derbetreuungssubvention entgegen gängiger Formen der 
Preissetzung von Kinderbetreuungseinrichtungen tendenzi­
ell für reichere Haushalte höher ausfällt als für ärmere. Dies 
liegt daran, dass reichere Haushalte höhere Steuern zahlen 
als ärmere. Die optimale Betreuungssubvention verteilt nicht 
etwa von arm nach reich um. Vielmehr finanziert jeder Haus­
halt seine Betreuungssubvention durch zusätzliche Lohn­
steuerzahlungen selbst. 

Betreuungsgeld zur Wahrung der Interessen der 
Kinder?

Ein interessantes Argument der Befürworter des Betreu­
ungsgeldes könnte sein, dass dieses den Interessen der 

Kinder dient. Tatsächlich steht zu erwarten, dass viele El­
tern von Kindern im Kinderkrippenalter angesichts ihrer 
besonders starken Motivation eine qualitativ relativ hoch­
wertige Betreuung bieten, die externe Betreuung aber wäh­
len, weil damit das Familieneinkommen nach Abzug von 
Betreuungskosten gesteigert werden kann. Ein Betreu­
ungsgeld würde in einer derartigen Konstellation aufgrund 
des teilweisen oder vollständigen Rückzugs vom Arbeits­
markt tatsächlich den Interessen des Kindes dienen. Aller­
dings müssen die Interessen der Eltern und des Kindes 
stets gegeneinander abgewogen werden. Und die übliche 
Vermutung ist, dass niemand besser als die Eltern auch 
die Interessen des Kindes vertritt. Sollte es aber trotzdem 
systematische Gründe geben, aufgrund derer die Eltern 
die Interessen des Kindes nicht angemessen berücksich­
tigen, zeigen Glomm und Meier (2016), dass die angemes­
sene Reaktion des Staates nicht in der Einführung eines 
Betreuungsgeldes liegt, sondern in der Kürzung der Sub­
vention für externe Kinderbetreuung.

Wann ist ein Betreuungsgeld sinnvoll? 

Entgegen der Auffassung der Befürworter des Betreu­
ungsgelds ist dieses grundsätzlich nicht notwendig,  
um eine effektive Wahlfreiheit zu erreichen. Die Neutralität 
des Staates wird wie oben beschreiben durch eine an­
gemessene Subvention für externe Kinderbetreuung  
wieder hergestellt. Trotzdem sind Umstände vorstellbar, 
unter denen ein Betreuungsgeld sinnvoll erscheint. Erstens 
ist es möglich, dass die Subvention für externe Kinder­
betreuung das optimale Maß überschreitet. In diesem Fall 
hat der Staat zu starke Anreize gesetzt, sich für externe 
Kinderbetreuung in Verbindung mit einer Erwerbstätig- 
keit zu entscheiden. Allerdings ist es naheliegend, in einem 
derartigen Fall anstelle der Einführung des Betreuungs­
geldes die Subvention für externe Kinderbetreuung zu re­
duzieren. Zweitens kann es vorkommen, dass der Staat 
ausschließlich oder vor allem eine standardisierte Form 
der Kinderbetreuung bezuschusst, etwa eine Kinder­
krippe, andere Formen aber nicht. Dies mag darin seine 
Ursache haben, dass die Qualitätskontrolle und die Ver­
hinderung von Subventionsbetrug bei einer ausschließli­
chen Förderung von Kinderkrippen leichter fallen. In die­
sem Fall ist die Entscheidung der Eltern hinsichtlich der 
verschiedenen Formen externer Kinderbetreuung ver- 
zerrt, und zwar sowohl zu Lasten preiswerterer Formen 
als auch zu Lasten qualitativ höher wertiger Varianten.  
Bei derartig selektiver Subventionierung externer Kin­
derbetreuung kann ein Betreuungsgeld eine wichtige 
Funktion erfüllen, nämlich die Entscheidung zwischen den 
verschiedenen Formen der externen Kinderbetreuung  
annähernd neutral zu gestalten. Dass damit auch die  
Kinderbetreuung durch die Eltern mit gefördert wird, ist 
nach dem oben Gesagten ein eher unerwünschter Ne­
beneffekt. 
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Betreuungsgeld geringer als Förderung externer 
Betreuung

Sofern ein Betreuungsgeld gewährt wird, erweist es sich im 
Allgemeinen als richtig, dieses vergleichsweise niedrig an­
zusetzen – und zwar niedriger als die durchschnittliche Sub­
vention für externe Kinderbetreuung. Ein wesentlicher Vorteil 
des Betreuungsgeldes könnte nämlich darin liegen, das 
staatliche Budget netto zu entlasten. Während dieses durch 
Mitnahmeeffekte belastet wird seitens der Eltern, die ihre 
Kinder ohnedies nicht in einer geförderten Einrichtung be­
treuen lassen, kann es zu einer Entlastung kommen, sofern 
Eltern aufgrund des Betreuungsgeldes auf die für den Staat 
teureren geförderten Plätze verzichten. Dieser Entlastungs­
effekt verringert sich tendenziell mit steigender Höhe des 
Betreuungsgeldes. Ferner ist mit Steuerausfällen aufgrund 
des Betreuungsgeldes zu rechnen, weil einige Eltern sich 
für eine Verringerung der Erwerbstätigkeit zugunsten einer 
eigenen Betreuung des Kindes entscheiden. In dem Szena­
rio, dass der Staat ausschließlich Kinderkrippen mit erheb­
lichen Beträgen fördert, ist nach Glomm und Meier das Be­
treuungsgeld so niedrig anzusetzen, dass der letzte Euro 
Betreuungsgeld für den Staatshaushalt eine entlastende 
Wirkung hat. 

Fazit 

Das Betreuungsgeld erscheint als ein zweifelhaftes Instru­
ment der Familienförderung. Bevor dieses eingeführt wird, 
wäre zunächst eine Absenkung der Förderung externer Be­
treuung zu prüfen. Reformen hinsichtlich der Subventionie­
rung der Kinderbetreuung sollten darauf zielen, alle Formen 
der externen Kinderbetreuung annähernd gleichmäßig zu 
fördern. Die Orientierungsmarke für die angemessene Höhe 
der Subvention ist durch die aufgrund des zusätzlichen Ar­
beitsangebots sich ergebende zusätzliche Lohnsteuer ge­
geben. Diese Eigenschaft spricht dafür, Kinderbetreuungs­
subventionen im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
abzuwickeln. 
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